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Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend und Familie

Herrn Abgeordneten Tommy Tabor (AfD)
uber
die Prasidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

Uber Senatskanzlei - G Sen -

Antwort

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/23276

vom 10. Juli 2025

Uber Erziehungs- und Ordnungsmafnahmen: Was dirfen Lehrer und was nicht?

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Inwiefern sind Kollektivstrafen, die die gesamte Klasse betreffen, obwohl nur einzelne Schiler
Fehlverhalten gezeigt haben, erlaubt oder unerlaubt? Wo ist dies rechtlich geregelt?

Zu 1.: Erziehungs- und Ordnungsmaf3namen nach 88 62 und 63 Schulgesetz flr das Land
Berlin (SchulG) sind keine Strafmalinahmen, sondern dienen der Aufrechterhaltung der
schulischen Ordnung, sodass eine ,,Kollektivstrafe® bereits aus diesem Grund nicht in
Betracht kommt. MalRnahmen gegen den gesamten Klassenverband sind nur dann
zulassig, wenn nachgewiesenermalien alle Schilerinnen und Schiiler der Klasse an dem
geriugten Vorfall beteiligt waren.

2. Inwiefern sind spontane Abfragen oder unangekindigte Tests (,,Exen®) erlaubt oder unerlaubt? Wo ist
dies rechtlich geregelt?



Zu 2.: Spontane Leistungstuberprifungen sowie unangekindigte Tests im Sinne einer
Erziehungs- oder Ordnungsmalnahme konnen lediglich als Erziehungsmalnahmen
gemal § 62 Abs. 2 SchulG in Betracht gezogen werden, da die Ordnungsmafinahmen in
8 63 Abs. 2 SchulG abschlief3end aufgezahlt sind. Grundsatzlich entscheidet gem. 8 62
Abs. 3 SchulG die Lehrkraft im Rahmen ihrer padagogischen Verantwortung unter
Beachtung des Grundsatzes der Verhaltnismaliigkeit iber das erzieherische Mittel, das
der jeweiligen Situation sowie dem Alter und der Personlichkeit der Schilerin oder des
Schilers am ehesten gerecht wird. Eine Malinahme gilt als verh&ltnismalfiig, wenn sie
geeignet, erforderlich und im engeren Sinne angemessen ist. Diese Beurteilung ist stets
einzelfallbezogen vorzunehmen. Allgemeingiiltige Aussagen zur Zulassigkeit konkreter
MaRnahmen lassen sich daher nicht treffen. Grundsatzlich muss jede
Erziehungsmaflnahme einem p&adagogischen Zweck dienen und auf eine positive
Verhaltens&nderung der Schilerin oder des Schiilers abzielen. MalRnahmen, die
ausschlieflich der Sanktionierung oder Bestrafung dienen, sind mit dem Sinn und Zweck
von Erziehungsmafnahmen nicht vereinbar und daher unzuléssig. Zudem sind die
korperliche Ziichtigung sowie andere entwiirdigende MaRnahmen verboten (8 63 Abs. 2
S. 2 SchulG).

3. Wann dirfen Lehrer Schiiler anfassen oder festhalten? Welche Bedeutung hat diesbeziglich der
Beschluss des LG Berlin vom 18.12.2009 - 518 Qs 60/09? Inwiefern dirfen Lehrer einen stérenden Schiler
mit kdrperlichem Zwang aus der Klasse fiihren?

Zu 3.: In dem hier gemeinten Sinn dirfen Schilerinnen und Schiiler von Lehrkraften
angefasst oder festgehalten werden, wenn dies in einer Notwehr- oder Notstandssituation
(88 32,35 Strafgesetzbuch (StGB)) erfolgt. Die Handlung darf nicht mit einer
Zuchtigungsabsicht verbunden sein, sondern muss der Gefahrenabwehr, Deeskalation
oder Streitschlichtung dienen. Im Ubrigen gelten die Ausfiinrungen in dem angegebenen
Urteil des Landgerichts Berlin.

4. In welchen Féallen missen Lehrer (auf Grundlage ihrer Aufsichtspflicht) Schiiler kdrperlich angehen, z.B.
um selbstverletzendes oder fremdgeféhrdendes Verhalten (Gewalttatigkeit gegen andere Schiler) zu
unterbinden?

Zu 4.: Es wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. Im Rahmen der Aufsicht gilt zudem
Nummer 3 Absatz 2 der AV Aufsicht. Danach umfasst die Aufsichtsfiihrung Vorkehrungen,
Anordnungen und andere Malinahmen, die dazu geeignet sind, die Schulerinnen und
Schiler vor Schaden zu bewahren und zu verhindern, dass andere Personen durch sie
Schaden erleiden. Zur Gefahrenabwehr kann daher auch korperliche Gewalt zum Schutz



der anvertrauten Schilerinnen und Schiler eingesetzt werden. Dabei ist die
VerhaltnismaRigkeit zu wahren und zu prifen, ob andere Moglichkeiten bestehen, um das
verletzende oder selbstverletzende Verhalten der Schilerin oder des Schilers zu
beenden. Im Ubrigen gilt die aus § 323c StGB abzuleitende Pflicht zur Hilfeleistung.

5. Erziehungsmaflinahmen (8 62) und Ordnungsmafl3nahmen (8 63) sind im Schulgesetz geregelt. Gemal §
63 SchulG gilt: ,,Jede Form der kdrperlichen Ziichtigung und andere entwiirdigende MaRnahmen sind
verboten.” Was fallt unter ,,entwirdigende MaRnahmen*?

Zu 5.: Es handelt sich hierbei um einen unbestimmten Rechtsbegriff, dessen Auslegung im
Einzelfall vorzunehmen ist. In der Gesetzesbegrindung zum SchulG (Drucksache 15/
1842) wird beispielhaft ,,das fur die einzelne Schiilerin oder den einzelnen Schiiler als
noch schwerwiegender empfundene zielgerichtete Blof3stellen vor der gesamten Klasse*
als eine Form unzulassigen Verhaltens genannt. Auch § 1631 Absatz 2 Birgerliches
Gesetzbuch (BGB) enthalt das Recht des Kindes auf Pflege und Erziehung unter
Ausschluss von Gewalt, kdrperlichen Bestrafungen, seelischen Verletzungen und anderen
entwirdigenden MalRnahmen. Als entwirdigend sind demnach Malinahmen einzustufen,
»die das kindliche Selbstbewusstsein und Ehrgefuhl verletzen oder gefahrden*
(MiKoBGB/Huber, 9. Aufl. 2024, BGB § 1631 Rn. 24, beck-online).

6. Wie ist das ,,In-die-Ecke-Stellen®, ,,Kniebeugen machen lassen®, das ,,seitenweise Abschreiben von
Texten oder vielfaches Schreiben desselben Wortes* zu bewerten?

Zu 6.: Da die Zulassigkeit von Erziehungsmalinahmen nur im konkreten Einzelfall unter
Berticksichtigung der jeweiligen Umstande zu beurteilen ist, ist eine pauschale Bewertung
der in der Fragestellung genannten Malinahmen nicht moglich (vgl. auch Antwort zu
Frage 2). Bei den hier angefiihrten Malznahmen ist jedoch besonderes Augenmerk auf
deren padagogische Eignung sowie auf die Wahrung der Wirde der betroffenen
Schilerinnen und Schuler zu legen. MaRnahmen, die ausschlie3lich der Strafe dienen
oder entwirdigenden Charakter haben, sind unzul&ssig.

7. Ist die Umsetzung von Schillern innerhalb der Klasse immer méglich?

Zu 7.: Dies ist als Erziehungsmaflinahme grundsatzlich zulassig. Siehe auch Antwort auf
Frage 2.

8. Durfen ohne gesetzliche Grundlage Geldzahlungen bei Verfehlungen verlangt werden? Ist es zul&ssig,
als Lehrer die Schiler vor die Wahl zu stellen, Geld in die Klassenkasse einzuzahlen oder eine andere



erzieherische Einwirkung folgen zu lassen? Inwieweit diirfen Schulen die Handynutzung untersagen? Ist fiir
ein Handyverbot auf dem gesamten Schulgelande eine gesetzliche Regelung notwendig?

Zu 8.: Geldzahlungen sind nicht als zulassige Ordnungsmafinahmen im 8 63 Abs. 2
SchulG aufgefiihrt. Da Erziehungsmal3nahmen keinen Strafcharakter haben, sondern der
Aufrechterhaltung der schulischen Ordnung dienen, ist die Anordnung einer Geldzahlung
als Erziehungsmalinahme ebenfalls ausgeschlossen.

Zivilrechtliche Schadensersatzanspriiche bleiben unberdihrt.

Das Verbot der Handynutzung als ErziehungsmaRnahme im Sinne des 8 62 Abs. 2 SchulG
ist grundsatzlich moglich, sofern dies im Einzelfall verhaltnismagig ist. Einer gesetzlichen
Regelung Uber den 8 62 SchulG hinaus bedarf es hierfir nicht.

9. Inwieweit ist die Anordnung von Strafarbeiten zulassig?

Zu 9.: Vgl. Antwort zur Frage 6. Die Anordnung von Erziehungsmalinahmen, die
ausschlie3lich als Strafe fir ein unerwinschtes Verhalten dienen, ist unzul&ssig.

10. Unter welchen Umst&nden kann Nachsitzen angeordnet werden und wann ist dies nicht statthaft?

Zu 10.: Siehe Antwort zu Fragen 2 und 6.

11. § 63 SchulG kennt als Moglichkeit ,,die Uberweisung in eine andere Schule desselben Bildungsgangs*.
Inwiefern ist ein Schulausschluss méglich, wenn es keine Schule desselben Bildungsgangs gibt, die den
Schiler oder die Schilerin aufnimmt und die Schulpflicht noch nicht erfiillt ist? Was geschieht in solchen
Fallen?

Zu 11.: Sofern die Schulerin oder der Schuler der Schulpflicht unterliegt, obliegt es der
Schulaufsichtsbehdrde, den Schiller bzw. die Schilerin an eine Schule desselben
Bildungsganges zu tberweisen.

12. Uber welche Dauer ist das voriibergehende Einbehalten von Gegenstanden rechtlich maglich? Welche
Bedeutung hat das Urteil vom 04.04.2017, Az.: VG 3 K 797.15? Inwiefern kann die Schule verlangen, dass
die Eltern den Gegenstand (oft: Handy) abholen und inwiefern kdnnen Eltern die Herausgabe an den
Schiler verlangen?

Zu 12.: 8 62 Abs. 2 Nr. 6 SchulG erlaubt die voriibergehende Einziehung von
Gegenstanden. Eine konkrete Vorgabe zur Dauer der Einbehaltung enthélt das Gesetz
nicht, sodass es hierbei stets auf die VerhaltnismaRigkeit im Einzelfall ankommt. Uber die
Rickgabe an die Schiilerin bzw. den Schuler oder an die Erziehungsberechtigten



entscheidet die jeweilige Lehrkraft nach Vorgaben der Schulleitung. Auch besteht die
Mdoglichkeit, dass die Gesamtkonferenz hierzu im Rahmen ihrer Befugnis nach § 79 Abs. 3
Nr. 6 SchulG Beschlisse fasst.

13. Inwiefern ist das Anschreien von Schilern statthaft? Worin besteht der Unterschied und wo verlauft die
Grenze zwischen padagogischem ,,Die-Stimme-Erheben* und seelischer Gewalt durch willkiirliches
Anschreien?

Zu 13.: Inwieweit das Erheben der Stimme gegenuber Schilerinnen und Schilern als
statthaft betrachtet werden kann, l&sst sich nur im jeweiligen Einzelfall beantworten.
Lehrkrafte handeln im Rahmen ihres padagogischen Ermessens und sind verpflichtet, den
Unterrichts- und Erziehungsauftrag auf der Grundlage der Bildungs- und Erziehungsziele
(8 3 SchulG) sowie unter Beachtung des allgemeinen Personlichkeitsrechts der
Schilerinnen und Schuler zu erfullen. Hierzu zahlt auch ein respektvoller, wertschatzender
und die Wirde der Schilerinnen und Schiler wahrender Umgang. Ein
situationsbezogenes, kurzfristiges Erheben der Stimme kann als Ausdruck padagogischer
Autoritat im Ausnahmefall zulassig sein, etwa zur Wiederherstellung der Ordnung oder zur
Vermeidung von Gefahrensituationen. Nicht zulassig ist hingegen ein wiederholtes oder
willklirliches Anschreien, insbesondere wenn dieses mit Einschiichterung, Herabwirdigung
oder seelischer Belastung verbunden ist.

14. Inwiefern darf ein Lehrer einen Schiiler aus dem Klassenraum schicken und ihn dort allein lassen? Was
ist in Bezug auf die Aufsichtspflicht zu beachten? Und wann wére das Recht auf Unterricht/Bildung
gefahrdet?

Zu 14.: Grundsatzlich kommt der kurzzeitige Ausschluss aus dem Unterricht als
Erziehungsmafnahme nach 8 62 Abs. 2 SchulG in Betracht. Neben der
VerhaltnismaRigkeit ist hier etwa auch nach dem Alter der Schilerin oder des Schulers zu
differenzieren. Es gelten stets die Regelungen der AV Aufsicht. Das Recht auf Bildung ist
bei einem kurzzeitigen Ausschluss vom Unterricht nicht gefahrdet.

15. Inwiefern ist Nachsitzen — ohne Bezug zum Nachholen von Lernstoff — als Strafe erlaubt? Wann ist das
Nachsitzen inhaltlich begriindet und wann ware es willkiirlich? Kann Nachsitzen auch wegen fehlender
Hausaufgaben zulassig sein?

Zu 15.: Sofern die Anordnung des Nachsitzens darauf abzielt, Lernriickstande
aufzuarbeiten, stellt dies eine grundsatzlich zulassige Erziehungsmalnahme und keine
Strafe dar. Wird das Nachsitzen hingegen ausschlie3lich als Reaktion auf unerwiinschtes



Verhalten und ohne sachlichen Bezug zu schulischen Leistungen angeordnet, ist eine
solche MaRRnahme in der Regel nicht zul&ssig, vgl. Antworten zu Fragen 2 und 6.

16. Wie ist das Nachsitzen in Berlin konkret geregelt, wie lange darf die MaRnhahme z.B. hdchstens dauern
und was ist zur Benachrichtigung der Eltern und zur Beaufsichtigung geregelt?

Zu 16.: Das Nachsitzen ist im SchulG nicht ausdriicklich geregelt, es kann als
Erziehungsmalnahme im Sinne des § 62 Abs. 2 SchulG eingesetzt werden. Uber die
Dauer entscheidet die Lehrkraft im Rahmen ihrer padagogischen Verantwortung unter
Beachtung des Grundsatzes der Verhaltnismaliigkeit. Gem. 8 62 Abs. 3 S. 2 SchulG sind
die Erziehungsberechtigten in geeigneter Weise liber die gewahlten erzieherischen Mittel
zu informieren. Die Beaufsichtigung wahrend des Nachsitzens muss gewabhrleistet sein, es
gilt die AV Aufsicht.

17. ,,.Den Schulausschluss gibt es beispielsweise in Baden-Wirttemberg, Rheinland-Pfalz und NRW und dort
muss man sich grundsatzlich selbst eine neue Schule suchen. Die Entlassung in der Schule gibt es bspw. in
Bayern, auch dort muss man erst einmal selbst eine neue Schule suchen.” Quelle:
https://www.ordnungsmassnahmen-schule.de/schulausschluss-ueberweisung-in-andere-schule-entlassung-

schule Wie lautet die entsprechende gesetzliche Grundlage in diesen Bundeslandern und wie bewertet der
Senat diese Regelungen?

Zu 17.: Dem Senat liegen keine Informationen zu den einschlagigen gesetzlichen
Regelungen in anderen Landern vor. Er nimmt diesbeziglich auch keine Bewertungen vor.

18. Der Ausschluss von Klassenfahrten ist in Berlin gemaf Schulgesetz moglich. Das VG Berlin bestatigte
2024 den Ausschluss eines Schilers, der einem anderen Schiiler ins Gesicht geschlagen hatte
(Verwaltungsgericht Berlin, Beschluss der 3. Kammer vom 24. Januar 2024, VG 3 L 61.24). 2025 entschied
das (VG Berlin, Az.: VG 3 L 47/25), dass der Ausschluss eines Schiilers von einer Skifahrt wegen Beteiligung

an einer Brandstiftung in der Umkleidekabine rechtmafig ist. Das Verwaltungsgericht Liineburg hatte 2025
entschieden, dass ein Zehntklassler, der die erste Seite einer auf dem Lehrertisch liegenden Klausuraufgabe
abfotografiert hatte, nicht von der Klassenfahrt ausgeschlossen darf. Welche weiteren Urteile zum
Ausschluss von Klassenfahrten sind dem Senat bekannt und welche Schlisse zieht der Senat daraus?
Inwiefern wére es aus Sicht des Senats sinnvoll, durch eine konkretisierende Regelung im Schulgesetz zum
Ausschluss von Klassenfahrten mehr Klarheit zu schaffen?

Zu 18.: Die Rechtsprechung zu schulischen Ordnungsmalinahmen - hierunter zahlt der
Ausschluss von einer Klassenfahrt — stellt grundsatzlich auf die Umstande des jeweiligen
Einzelfalls ab. Ordnungsmafnahmen, und damit auch der Ausschluss von Klassenfahrten,
sind unter Wahrung des Grundsatzes der VerhaltnismaRigkeit zulassig, wenn eine
Schilerin oder ein Schiler die ordnungsgemaRe Unterrichts- und Erziehungsarbeit
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beeintrachtigt oder andere am Schulleben Beteiligte gefahrdet und
Erziehungsmaflnahmen nicht zu einer Konfliktlosung gefiihrt haben oder keine Aussicht auf
Erfolg versprechen. Dieser gesetzlich normierte Mal3stab (8§ 63 SchulG) gewahrleistet der
Exekutive einen hinreichend bestimmten Handlungsspielraum, um schulische Konfliktlagen
sachgerecht und einzelfallbezogen zu wirdigen. Aus Sicht des Senats besteht daher kein
Bedaurf fur eine weitergehende gesetzliche Konkretisierung.

Eine umfassende Darstellung der Rechtsprechung zum Ausschluss von Klassenfahrten, wie
sie in der Fragestellung gefordert wird, liegt dem Senat nicht vor.

19. Inwiefern dirfen Schulen den Katalog der Erziehungs- und Ordnungsmalinahmen erweitern, indem sie
eigene Malinahmen festlegen, z.B. soziale Dienste au3erhalb der Schule oder schulinterne Mediation?

Zu 19.: Die in 8 63 Abs. 2 SchulG aufgefiihrten Ordnungsmaflinahmen sind abschliel3end
geregelt. Demgegentuber enthalt 8 62 Absatz 2 SchulG eine nicht abschlieRende
Aufz&hlung von Erziehungsmafnahmen, wie durch die Formulierung ,,insbesondere zum
Ausdruck kommt. In diesem Rahmen kénnen daher — unter Wahrung der padagogischen
Zielsetzung und der rechtlichen Vorgaben — auch andere, im Gesetz nicht ausdriicklich
benannte Malinahmen ergriffen werden, sofern sie dem Erziehungsauftrag der Schule
entsprechen und im jeweiligen Einzelfall pAdagogisch gerechtfertigt sind.

20. Inwiefern sind hinsichtlich der Schwere der zu wahlenden Ordnungsmalinahme friihere
Ordnungsmalinahmen zu beriicksichtigen?

Zu 20.: Welche Ordnungsmaflnahme angeordnet wird, steht im pflichtgemalien Ermessen
der Schule bzw. der Schulaufsicht. In eine Ermessensentscheidung sind grundsatzlich alle
ermessensrelevanten Tatsachen und Gesichtspunkte einzubeziehen, die flr eine
rechtmalfige, sachgerechte und verhaltnismaRige Entscheidung von Bedeutung sind.
Dabei kann auch das bisherige Verhalten der Schilerin oder des Schilers in die
Abwagung einbezogen werden. Es ist jedoch zu beachten, dass schulische
Ordnungsmalnahmen der Aufrechterhaltung der schulischen Ordnung dienen. Sie sind
nicht als strafrechtliche Sanktionen zu verstehen. Vor diesem Hintergrund kommt friiheren
Ordnungsmalnahmen keine strafscharfende Wirkung im Sinne einer
Sanktionsverscharfung zu.



21. Zu welchen Anlassen und zu welchen Uhrzeiten sind Telefonanrufe bei den Eltern durch die Lehrkraft
statthaft?

Zu 21.: Telefonische Kontaktaufnahmen durch Lehrkrafte mit Erziehungsberechtigten sind
grundséatzlich im Rahmen der schulischen Kommunikation zul&assig, soweit sie der Erfiillung
des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule dienen. Eine Regelung beziglich der
Anrufzeiten besteht nicht.

22. Welche Regeln gelten in Bezug auf Hausbesuche bei den Eltern durch die Lehrkraft (oder
Schulsozialarbeiter)?

Zu 22.: Eine Regelung zu Hausbesuchen von Lehrkraften besteht nicht. Diese kdnnen stets
nur in Abstimmung mit den Erziehungsberechtigten vereinbart werden.

Berlin, den 28. Juli 2025

In Vertretung

Christina Henke
Senatsverwaltung fir Bildung,
Jugend und Familie
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	18. Der Ausschluss von Klassenfahrten ist in Berlin gemäß Schulgesetz möglich. Das VG Berlin bestätigte 2024 den Ausschluss eines Schülers, der einem anderen Schüler ins Gesicht geschlagen hatte (Verwaltungsgericht Berlin, Beschluss der 3. Kammer vom 24. Januar 2024, VG 3 L 61.24). 2025 entschied das (VG Berlin, Az.: VG 3 L 47/25), dass der Ausschluss eines Schülers von einer Skifahrt wegen Beteiligung an einer Brandstiftung in der Umkleidekabine rechtmäßig ist. Das Verwaltungsgericht Lüneburg hatte 2025 entschieden, dass ein Zehntklässler, der die erste Seite einer auf dem Lehrertisch liegenden Klausuraufgabe abfotografiert hatte, nicht von der Klassenfahrt ausgeschlossen darf. Welche weiteren Urteile zum Ausschluss von Klassenfahrten sind dem Senat bekannt und welche Schlüsse zieht der Senat daraus? Inwiefern wäre es aus Sicht des Senats sinnvoll, durch eine konkretisierende Regelung im Schulgesetz zum Ausschluss von Klassenfahrten mehr Klarheit zu schaffen?
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